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 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2024 = 3,62 % 
 1.7. – 31.12.2023 = 3,12 % 
 1.1. – 30.6.2023 = 1,62 % 
 1.7.2016 – 31.12.2022 = - 0,88 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
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1. Steuerbefreiung der Einnahmen aus kleinen PV-Anlagen 
 
Mini-Solaranlagen, oft als Balkonkraftwerke bezeichnet, erfreuen sich großer Beliebtheit, nicht 
zuletzt aufgrund der Förderungen in zahlreichen Städten und Bundesländern. Aber bis zu 
welcher Leistungsgrenze in Kilowatt können diese Anlagen von Mietern und Eigentümern 
betrieben werden, ohne dass Einkommensteuer auf die erzeugte Energie anfällt?  
 
Eine Einkommensteuerbefreiung gilt für Anlagenbetreiber, wenn die Nennleistung bei 
Einfamilienhäusern, Nebengebäuden und Gewerbeimmobilien 30 Kilowatt (kWp) und bei 
Mehrfamilienhäusern und gemischt genutzten Immobilien 15 kWp je (Wohn-)Einheit nicht 
übersteigt – maßgeblich dabei ist die Leistung, die im sog. Marktstammdatenregister vermerkt 
ist. Zusätzlich gibt es eine Obergrenze von 100 kWp pro Steuerpflichtigem, unabhängig von der 
Anzahl der Gebäude oder Grundstücke. Zu beachten ist, dass bei Überschreiten der Obergrenze 
nicht nur der überschießende Teil steuerpflichtig wird, sondern es entfällt dann die 
Steuerbefreiung für sämtliche Anlagen.  
 
Die PV-Anlagen müssen sich außerdem an, auf oder in einem Gebäude befinden – 
beispielsweise auf dem Dach oder Balkon. Das können auch Nebengebäude wie etwa Garagen, 
Carports oder Gartenhäuser sein. Dabei spielt es keine Rolle, ob die Gebäude sich im Eigentum 
des Betreibers befinden oder nicht. Anlagen auf Freiflächen, wie Wiesen, sind nicht steuerbefreit. 
Steuerbefreit sind des Weiteren, wenn die o.g. Voraussetzungen erfüllt wurden:  
 
· Einnahmen durch Einspeisevergütung  
· Entgelte für Stromlieferungen an Mieter  
· Vergütungen für das Aufladen von Fahrzeugen  
· Zuschüsse sowie Umsatzsteuererstattungen  
 
Ebenso besteht eine Steuerbefreiung ab 2022, wenn Betreiber neben der Einspeisung ins 
Stromnetz auch Strom für ihre selbstgenutzte Wohnung, Büroräume oder Elektrofahrzeuge 
entnehmen. Die Kehrseite ist, dass die „zwangsweise Steuerbefreiung“ auch für vor 2022 
errichtete Anlagen gilt und bislang in Anspruch genommene Sonderabschreibungen nur noch 
sehr eingeschränkt möglich sind. Negative Einkünfte aus den Anlagen können nicht mehr 
berücksichtigt werden.  
 
 
2. Berufliche Weiterbildung: Darlehenserlass kann Steuerlast erhöhen 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kürzlich entschieden (Urteil vom 23.11.2023 – VI R 9/21), dass 
der Teilerlass eines Darlehens, welches für eine berufliche Fortbildung gewährt wurde, als 
steuerpflichtiger Zufluss in dem Jahr zu werten ist, in dem der Erlass erfolgt. Dies gilt jedenfalls 
dann, wenn der Darlehenserlass an das Bestehen der Abschlussprüfung gekoppelt ist.   
 
Im konkreten Fall hatte eine Angestellte für ihre berufliche Fortbildung ein Darlehen der KfW 
(Kreditanstalt für Wiederaufbau) in Anspruch genommen, wobei ein Teil des Auszahlungsbetrags 
einen nicht rückzahlbaren Zuschuss darstellte. Laut Darlehensvertrag und Förderrichtlinien sollte 
außerdem ein Teil des Darlehens erlassen werden, wenn die Fortbildung mit bestandener 
Abschlussprüfung endete. So geschah es auch hier, ein Teil des Darlehens musste dank 
bestandener Prüfung nicht zurückgezahlt werden. Das Finanzamt sah den Teil des Darlehens, 
welcher der Steuerpflichtigen erlassen wurde, als steuerpflichtige Einkünfte an.  
 
Zwar stimmte das Finanzgericht der Steuerpflichtigen in 1. Instanz zu, doch der BFH schloss 
sich der Ansicht des Finanzamts an. Er begründete seine Entscheidung damit, dass der 
Darlehenserlass unmittelbar mit dem beruflichen Erfolg und der Weiterentwicklung der Klägerin 



 

verknüpft sei. Daher sei die jetzige Zurechnung des erlassenen Betrags als Äquivalent zu den in 
der Vergangenheit berücksichtigten Werbungskosten zu betrachten.  
 
Auch der Verzicht auf Rückzahlung, sei es durch einen Arbeitgeber oder eine (staatliche) Bank, 
kann daher als steuerpflichtiges Einkommen gewertet werden. Die Finanzierung von 
Weiterbildungsmaßnahmen sowie deren Rückzahlungsmodalitäten sollten also im Zweifelsfall 
genau geprüft werden.  
 
 
 
3. Befristet Beschäftigte haben Anspruch auf Nennung der Kündigungsgründe 
 
Ein befristet beschäftigter Arbeitnehmer ist über die Gründe der ordentlichen Kündigung seines 
Arbeitsvertrags zu informieren, wenn vorgesehen ist, dass Dauerbeschäftigten diese Information 
mitgeteilt wird. Eine nationale Regelung, die vorsieht, dass nur Dauerbeschäftigte über die 
Kündigungsgründe informiert werden, verstößt nach der Auffassung der Richter des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) gegen das Grundrecht des befristet beschäftigten 
Arbeitnehmers. Zudem kommt der EuGH zu dem Schluss, dass die Dauer eines 
Arbeitsverhältnisses keine Benachteiligung von zeitlich befristet eingestellten Mitarbeitern 
rechtfertigen kann. 
 
 
4. Sonderzahlungen – Berücksichtigung beim Mindestlohn  
 
Der Mindestlohnanspruch ist unabhängig vom arbeitsvertraglichen Entgelt-anspruch und 
entsteht mit jeder geleisteten Arbeitsstunde. Dabei sind alle im Arbeitsvertrag stehenden 
Entgeltleistungen des Arbeitgebers geeignet, den Mindestlohnanspruch zu erfüllen. Zahlungen, 
die der Arbeitgeber ohne Rücksicht auf eine tatsächliche Arbeitsleistung des Arbeitnehmers 
erbringt, erfüllen den Mindestlohnanspruch dagegen nicht. 
 
Nach einem Urteil des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg kann der Arbeitgeber nicht 
eigenmächtig entscheiden, bisherige Sonderzahlungen wie Urlaubs- oder Weihnachtsgeld in 
monatliche Raten aufzuteilen und diese Beträge dann anteilig auf den gesetzlichen Mindestlohn 
anzurechnen. Auch ein vom Arbeitgeber gezahlter Arbeitgeberanteil an den 
vermögenswirksamen Leistungen ist nicht mindestlohnwirksam. 
 
 
5. Sozialversicherungsstatus eines Fahrradkuriers 
 
Das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) hatte zu entscheiden, ob es sich bei der 
Tätigkeit als Fahrradkurier um eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung handelt. So ist 
es nach Auffassung des LSG nicht wichtig, welche Art von Verträgen normalerweise in dieser 
Branche verwendet werden oder was als „übliche Praxis“ angesehen wird. Auch die Vorstellung 
davon, wie typischerweise der Beruf eines Kuriers aussieht, oder die Tatsache, dass diese Arbeit 
oft nur kurzzeitig, nebenher oder von Studenten ausgeführt wird, sind nicht entscheidend. Für 
die Beurteilung der Selbstständigkeit ist vielmehr ausschlaggebend, wie die Arbeit tatsächlich 
ausgeführt wird und in welchem Verhältnis der Kurier zum Auftraggeber steht. Dabei 
unterscheidet man, ob er eigenständig agiert oder Weisungen des Auftraggebers folgt. Die 
Tätigkeit eines Kurierfahrers ist demnach sowohl in abhängiger Beschäftigung als auch als 
selbstständige Arbeit möglich. 
 
Die LSG-Richter kamen zu der Entscheidung, dass in dem vorliegenden Fall die Fahrradkuriere 
abhängig beschäftigt waren. Maßgebliches Indiz für eine abhängige Beschäftigung war die 



 

Eingliederung in den Betrieb in zentralen Punkten. Dies stellt ein eigenständig zu betrachtendes 
Indiz neben einer Weisungsgebundenheit der Tätigkeit dar. Eine abhängige Beschäftigung war 
bei den mit den Botenfahrten betrauten Kurieren daher nicht schon dadurch ausgeschlossen, 
dass diese bei ihren Einsätzen in Bezug auf den organisatorischen und zeitlichen Ablauf der 
jeweiligen Tour und die Routenführung keinem arbeitgebertypischen Weisungsrecht unterlagen. 
 
 
6. Fristlose Kündigung bei Androhung der Verweigerung von Mietzahlungen 
möglich 
 
Bereits die Erklärung des Mieters, dass er zur Zahlung der Miete künftig und auf unbestimmte 
Zeit nicht bereit ist, kann die Kündigung des Vermieters rechtfertigen, weil der Mieter damit für 
die Zukunft die Erfüllung seiner primären Leistungspflicht, der Mietzahlung, verweigert. In einem 
solchen Fall kann dem Vermieter nicht zugemutet werden, das bereits angekündigte Ausbleiben 
weiterer Mietzahlungen abzuwarten, bis die Voraussetzungen einer Kündigung aus wichtigem 
Grund (z.B. Mietrückstand von zwei Monaten) erfüllt sind. Dies trifft vor allem zu, wenn das 
Vertrauen des Vermieters in die Bereitschaft oder Fähigkeit zur Leistung von Zahlungen durch 
das Verhalten des Mieters ernsthaft beeinträchtigt ist. 
 
Dieser Entscheidung des Kammergerichts Berlin (KG) lag der nachfolgende Sachverhalt 
zugrunde: Eine Gewerberaummieterin teilte im Juni 2020 mit, dass sie aufgrund der finanziellen 
Auswirkungen der Corona-Pandemie zukünftig nicht mehr in der Lage sein werde, die Miete zu 
zahlen. Weiterhin führte sie an, dass eine Fortsetzung der Mietzahlungen (in Schritten) erst nach 
dem Ansteigen der Einnahmen wieder möglich sein würde. Weiterhin wies sie darauf hin, dass 
sie gezwungen sein könnte, Insolvenz anzumelden, falls die Vermieter den Vorschlägen nicht 
zustimmen würden. Nachdem die Vermieter diese Vorschläge ablehnten und die Mieterin erneut 
mit Insolvenz drohte, entschieden sie sich, das Mietverhältnis fristlos zu kündigen. 
 
Das KG urteilte, dass die fristlose Kündigung rechtens war. Auch wenn zugunsten der Mieterin 
das bereits seit 18 Jahren bestehende Mietverhältnis und die außergewöhnliche 
Pandemiesituation zu berücksichtigen sind, erschien dem KG eine Fortsetzung des 
Mietverhältnisses bis zur sonstigen Beendigung des Mietverhältnisses den Vermietern nicht 
zumutbar. 
 

  
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

  
 

 Verbraucherpreisindex 
 (2020 = 100) 

2024:  Januar = 117,6 
2023:  Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8;  
September = 117,8; August = 117,5; Juli = 117,1; Juni = 116,8; Mai = 
116,5; April = 116,6; März =116,1; Februar = 115,2 
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
  

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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